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Geſetz-Sammlun 


für die ö 


(Fr. 7580.) Allerhöchſter Erlaß vom 27. Dezember 1869., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte an die Kreiſe Schildberg und Namslau, in den Re⸗ 
gierungsbezirken Poſen reſp. Breslau, für den Bau und die Unterhaltung 
mehrerer Kreis» Chauffeen. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von dem Kreiſe 


Schildberg im Regierungsbezirk Poſen beabſichtigten Bau der Chauſſeen: 1) von 


Baranow bei Kempen über Mroczen, einerſeits auf Reichthal bis zur Namslauer 
Kreisgrenze, andererſeits über Laski auf Conſtadt bis zur Kreutzburger Kreis⸗ 
grenze, 2) von Schildberg über Mirftadt in der Nähe des Dorfes und Gutes 
Stryzew bis zur Adelnauer Kreisgrenze, zum Anſchluſſe an die Grabow⸗Oſtrowoer 
Provinzial⸗Chauſſee, 3) von Kraszkowo bei Kempen nach Grabow, und den von 
dem Kreiſe Namslau, im Regierungsbezirk Breslau, beabſichtigten Bau einer 
Chauſſee, 4) von Reichthal bis zur Schildberger Kreisgrenze, im Anſchluſſe an 
die zu 1. genannte Chauſſee, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe 
Schildberg, beziehungsweiſe dem Kreiſe Namslau, das Expropriationsrecht für 
die zu dieſen Chauſſeen erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Ent⸗ 
nahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für 
die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straßen. Zu- 
gleich will Ich den Kreiſen Schildberg und Namslau gegen Uebernahme der 
künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straßen das Recht zur Erhebung des 
Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal 
eltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Be⸗ 
immungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden 
zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von 
Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſee⸗ 
eld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der 
hauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachten Straßen zur Anwendung kommen. 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen 
sun) zu bringen. = 
erlin, den 27. Dezember 1869. = 
Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 
An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentlich 
Arbeiten und den Finanzminiſter. 
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Ausgegeben zu Berlin den 4, Februar 1870. 


= ma 


(Ir. 7581.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis- Obligationen E 
des Schildberger Kreiſes im Betrage von 100,000 Thalern. Vom 
27. Dezember 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Schildberger Kreiſes auf dem Kreis⸗ 
tage vom 25. Juni 1867. beſchloſſen worden, die zur Ausführung der vom 
Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten erforderlichen Geldmittel im Wege einer 
Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtände: 
zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens 
der Gläubiger unkündbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 
100,000 Thalern ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe 
der Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Ge⸗ 
mäßheit des F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von 
Schildberger Kreis⸗Obligationen zum Betrage von 100,000 Thalern, in Buch⸗ 
ſtaben: Einhundert Tauſend Thalern, welche in folgenden Apoints: 

20,000 Thaler à 1000 Thaler, 
60% 0 0 100 
se 50 
e i 25 
= 100,000 Thaler, 
nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmen⸗ 
den Folgeordnung jährlich, vom 1. Juli 1875. ab, mit wenigſtens jährlich 
Einem Prozent des Kapitals und dem Betrage der durch die fortſchreitende Amor⸗ 
tiſation erſparten Zinſen zu tilgen ſind, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere 
landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein 
jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die 
Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 
„Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen 
eine Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird „iſt durch die 
Geſetz-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 
Alrkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 27. Dezember 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. 


Pro⸗ 


a 
Provinz Pofen, Regierungsbezirk Poſen. 


Obligation 


des 
7777 
Err . 
über 


Auf Grund der unteren . .. genehmigten Kreistagsbeſchlüſſe vom 
25. Juni 1867. wegen Aufnahme einer Schuld von 100,000 Thalern bekennt 
ſich die ſtändiſche Finanzkommiſſion für den Kreis Schildberg Namens des Kreiſes 
durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläubigers unkündbare Ver⸗ 


ſchreibung zu einer Darlehnsſchuld vorn Thalern Preußiſch Kurant, 
fenen . den Kreis baar gezahlt worden und mit fünf Prozent jährlich zu ver⸗ 
zinſen iſt. 


Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 100,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1875. ab allmälig innerhalb eines Zeitraums von 37 Jahren aus einem 
zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von wenigſtens Einem Prozent jähr⸗ 
lich, unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuldverſchreibungen, nach 
Maaßgabe des genehmigten Tilgungsplanes. a 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1875. ab in dem 
Monate März jeden Jahres. Die ausgelooſten Schuldverſchreibungen werden 
unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und Beträge, ſowie des Ter⸗ 
mins, an welchem die Rückzahlung erfolgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. 
Dieſe Bekanntmachung erfolgt drei Monate vor dem Zahlungstermine in dem 
Amtsblatte der Königlichen Regierung zu Poſen, dem Staatsanzeiger, ſowie in 
der Deutſchen und Polniſchen Posener Zeitung. 

Der Kreis iſt berechtigt, die Amortiſationsmittel zu verſtärken und die Til⸗ 
gung der Schuld auch früher zu bewirken. a 

Bis zu dem Tage, wo das Kapital zurückzuzahlen iſt, wird es in halb⸗ 
jährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, von heute an gerechnet, 
mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem verzinſet. s 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Kempen. 5 
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Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverfchreibung 
ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück⸗ 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale ab⸗ 

ezogen. . 

= Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, 
vom Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zin⸗ 
ſen, verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld- 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts- Ordnung 
Theil I. Titel 51. $. 120. sequ, bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Kempen. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten 
Beſitz der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in 
glaubhafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der 
angemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung 
ausgezahlt werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind zehn halbjährige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres 18. ausgegeben. Für die weitere Zeit werden 
Zinskupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinsfupons - Serie erfolgt bei der Kreis- 
Kommunalkaſſe zu Kempen gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie 
beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung 
der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern 
deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

5 Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermögen. 


Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. 


Keinpen den mmm 18.5 


Die ſtaͤndiſche Finanzkommiſſion des Schildberger Kreiſes. 


Pro⸗ 


en 
Provinz Dofen, Regierungsbezirk poſen. 


Zinskupon 
zu der 
Kreis⸗Obligation des Schildberger Kreiſes 
Littr. . 
Ahern? . .. Thaler zu fünf Prozent Zinſen 
über 


„„ Thaler Silbergroſchen. 
(Die Zinskupons werden für jedes Halbjahr beſonders ausgefertigt.) 

Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Rückgabe in der 
Zeit vom 2. bis 15. Januar 18. ., reſp. vom 1. bis 15. Juli 18.. und ſpäterhin 
die Zinſen der vorbenannten Kreis⸗Obligation für das Halbjahr vofaͤam 
CCF mit (in Buchſtaben .. Thalern Silbergroſchen bei der 
Kreis⸗Kommunalkaſſe zu Kempen. 

Kempen, den nuũuõn es 
Die ſtaͤndiſche Finanzkommiſſion des Schildberger Kreiſes. 
Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen Geldbetrag 


nicht innerhalb vier Jahren nach der Fälligkeit, vom Schluß 
des betreffenden Kalenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Poſen, Regierungsbezirk Poſen. 


„5 
5 zur g 5 
Kreis⸗Obligation des Schildberger Kreiſes 
Litte. ..... Mr 
über 
e Thaler. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt ohne weitere Prüfung ſeiner Legiti⸗ 
mation, ſofern nicht rechtzeitig dagegen Widerſpruch erhoben worden iſt, gegen 
deſſen Rückgabe die für die vorſtehend bezeichnete Obligation neu auszufertigenden 
Zinskupons für die nächſten fünf Jahre . bei der Kreis-Kom⸗ 
munalkaſſe zu Kempen. 

Bein dnn 18 


Die ſtaͤndiſche Finanzkommiſſion des Schildberger Kreiſes. 
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(Nr. 7582.) Allerhöchſter Erlaß vom 20. Januar 1870., betreffend die Genehmigung dern 


Beſchlüſſe des Engeren Ausſchuſſes der Kur⸗ und Neumärkiſchen ritter⸗ = 


ſchaftlichen Kredit-Verbundenen wegen Ausgabe und Amortiſation vier 
einhalb prozentiger Kur- und Neumärkiſcher Neuer Pfandbriefe. 


Auf Ihren Bericht vom 18. Januar d. J. will Ich den in der Anlage zu⸗ 
ſammengeſtellten Beſchlüſſen des Engeren Ausſchuſſes der Kur⸗ und Neumärkiſchen 
ritterſchaftlichen Kredit-Verbundenen vom 20. Mai und 23. November 1869., 
betreffend die Ausgabe von Pfandbriefen zum Zinsfuße von vier einhalb Prozent 
und deren Amortiſation durch Auslooſung mittelſt Baarzahlung des Nennwerthes, 
hierdurch Meine Genehmigung ertheilen. 

Dieſer Erlaß iſt nebſt den Beſchlüſſen durch die Geſetz-Sammlung zu 
veröffentlichen. 

Berlin, den 20. Januar 1870. 


Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
An den Miniſter des Innern und an den Juſtizminiſter. 


Beſchluͤſſe 
des 
Engeren Ausſchuſſes der Kur- und Neumaͤrkiſchen ritterſchaftlichen 
Kredit⸗Verbundenen vom 20. Mai und 23. November 1869., betreffend 


die Ausgabe von Pfandbriefen zum Zinsfuße von vier einhalb Prozent ö 


und deren Amortiſation durch Auslooſung mittelſt Baarzahlung des 
i Nennwerthes. 8 


i §. 1. 

Der Darlehnsnehmer eines auf den Namen des Kur- und Neumärkiſchen 
ritterſchaftlichen Kreditinſtituts nach $. 4. des Regulativs vom 15. März 1858. 
(Geſetz⸗Samml. S. 73.) eingetragenen Darlehns kann bei der ihm gemäß F. 6. 
ebendaſelbſt zuſtehenden Beſtimmung des Zinsſatzes, welchen die auszufertigenden 
Neuen Pfandbriefe dem Inhaber kragen ſollen, fortan auch den Zinsſatz von 
vier einhalb Prozent wählen. 

| $. 2. 


Bei der Wahl des Zinsſatzes von vier einhalb Prozent ergiebt ſich von 
ſelbſt als Folge, daß der baare Zuſchuß, welcher nach $. 8. des Regulativs vom 
15. März 1858. aus den Fonds des Kreditinſtituts geleiſtet werden kann, die 
am Tage der Ausreichung beſtehende Differenz zwiſchen dem Nennwerthe und 
dem Briefkurſe der vier einhalbprozentigen Neuen Pfandbriefe nicht überſteigen 
darf, ferner daß die nach §. 9. des Regulativs vom 15. März 1858. an das 

: Kre⸗ 


* 


a 
Kreditinſtitut für das Darlehn zu leiſtende Jahreszahlung jenem Zinsſatze ent⸗ 
ſprechend zu erhöhen iſt. 
3 


N 
Die bei dem Kreditinſtitute in Kraft ſtehenden Beſtimmungen finden auch 
für diejenigen Güter, auf denen Darlehnsforderungen für das Kreditinſtitut Be⸗ 
hufs der Ausfertigung vier einhalbprozentiger Neuer Pfandbriefe en find, 
Anwendung, die Vorſchriften über die Pfandbriefs⸗Tilgung in $$. 16. und folgen- 
den des Regulativs vom 15. März 1858. jedoch mit nachſtehenden Maaßgaben. 


i H. 4. 

Die für dieſe Güter angeſammelten Tilgungsfonds werden — nachdem 
der bei der Ausreichung vier einhalbprozentiger Pfandbriefe vom Inſtitute etwa 
gewährte baare Zuſchuß gemäß $. 22. des Regulativs zurückerſtattet iſt — jähr⸗ 
lich zweimal von 6 zu 6 Monaten, und zwar zum 2. Januar und 1. Juli, zur 
Amortiſation vier einhalbprozentiger Neuer Pfandbriefe verwandt. Es muß 
hierbei der ganze jedesmalige disponible Tilgungsfonds dieſer Güter, ſoweit der⸗ 
ſelbe durch 50 theilbar iſt, ausgeſchüttet werden. Der durch 50 nicht theilbare 
Reſtbetrag kommt bei der nächſten Ausſchüttung zur Verwendung. 

Die Amortiſation geſchieht hierbei in der Art, daß die nur durch Baarzah⸗ 
lung zu tilgenden einzelnen Apoints vier einhalbprozentiger Neuer Pfandbriefe 
durch das Loos beſtimmt und nach vorgängiger Kündigung eingelöſt werden. 

Die Summe der halbjährlich ausgelooſten und gekündigten vier einhalb⸗ 
prozentigen Neuen Pfandbriefe wird nach Verhältniß der reglementsmäßigen 
Amortiſationsbeträge jedes einzelnen beliehenen Gutes vertheilt, und jedem Gute 
wird der folchergeftalt repartirte Beitrag halbjährlich als amortiſirt gut geſchrieben. 


SD: 
Hinſichtlich der Kündigung der vier einhalbprozentigen Neuen Pfandbriefe 
findet folgendes Verfahren ſtatt: 

a) Die vom Kreditinſtitute ausgehende Aufkündigung von Pfandbriefen muß, 
wenn der Einlöſungstermin zu Johanni eintreten ſoll, ſchon im vorgän⸗ 
gigen Monat Januar, und wenn derſelbe zu Weihnachten eintreten ſoll, 
ſchon im vorgängigen Monat Juli durch die Amtsblätter der Königlichen 
Regierungen zu Potsdam, Frankfurt a. d. O., Cöslin, Stettin und Magde⸗ 
burg, ſowie durch den Königlich Preußiſchen Staatsanzeiger auf Koſten 
des Inſtituts öffentlich bekannt gemacht, der Kündigungserlaß auch bei 
der Hauptkaſſe und den Provinzialkaſſen des Inſtituts, ſowie an der 
Börſe von Berlin ausgehängt werden. 

In dem Erlaſſe muß der gekündigte Pfandbrief nach der Nummer, 
dem Betrage und dem Prozentſatze bezeichnet, der Fälligkeitstermin des 
Kapitals angegeben, die Aufforderung zur Einlieferung des Pfandbriefs 
nebſt den dazu gehörigen noch nicht fälligen Kupons und Talons zu 
dieſem Fälligkeitskermine enthalten und die Rechtsfolge der Unterlaſſung 
dahin vorbeſtimmt ſein, daß der ſäumige Inhaber mit den in dem Pfand⸗ 
briefe ausgedrückten Rechten präkludirt und mit ſeinen Anſprüchen auf die 
bei dem Kreditinſtitute zu deponirende Baarvaluta werde verwieſen werden. 

bp) Mit den Kapitalbriefen müſſen auch entſprechende Zinskupons — ſoweit 

Ar. 7582.) dieſe 


= „ DD. | : 
dieſe vorausgereicht und noch nicht fällig find, ſowie die Talons — 
zurückgelieferk werden; für nicht zurückgelieferte Kupons wird der gleiche 
Betrag am Kapitale gekürzt, um weiterhin zur Einlöſung dieſer fehlenden 
Kupons verwendet zu werden. 

c) Wenn der gekündigte Pfandbrief im Fälligkeitstermine und längſtens 
bis zum 1. Auguſt — Falls er für Johanni — und bezüglich 1. Fe⸗ 
bruar — Falls er für Weihnachten gekündigt war — nicht eingeliefert 
worden iſt, fo hat die Haupt⸗Ritterſchaftsdirektion die Baarvaluta auf 
Gefahr und Koſten des ſäumigen Pfandbrief⸗Inhabers zu ihrem Depoſi⸗ 
torium zu bringen und die in dem Kündigungserlaſſe angedrohte Prä⸗ 
kluſion und Verweiſung durch eine Reſolution feſtzuſetzen. 

d) Nach Ablauf eines Vierteljahres, von den obenbezeichneten Einlieferungs⸗ 
terminen ab gerechnet, alſo mit dem 1. Oktober bezüglich 1. April, tritt 
die Verbindlichkeit des Kreditinſtituts als Depoſitalbehörde ein, dem In⸗ 
haber des Pfandbriefes von der für ihn deponirten und zinsbar zu be⸗ 
nutzenden Baarvaluta Depoſitalzinſen zu dem Satze von drei und ein 
Drittheil Prozent jährlich zu berechnen, oder die Valuta für Rechnung 
des Gläubigers in Kur- und Neumärkiſche Pfandbriefe umzuſetzen. 


$. 6. 

5 Valuten für gekündigte Pfandbriefe, welche während dreißig Jahre, vom 
Fälligkeitstermine ab, a geblieben find, werden öffentlich aufgeboten. 
Das Aufgebot wird von 
von ſechs Monaten erlaſſen. In der Ladung ſind die etwaigen Inhaber der ge⸗ 
De d Pfandbriefe oder deren Rechtsnachfolger aufzufordern, ſich ſpäteſtens in 
dem Termine zu melden, widrigenfalls ſie mit allen ihren Anſprüchen an die für 
die Pfandbriefe deponirte Valuta würden präkludirt werden. Die Ladung iſt 
in die oben angegebenen öffentlichen Blätter dreimal dergeſtalt einzurücken, daß 
von der Einrückung ab bis zu dem Termine eine dreimonatliche Friſt offen bleibt, 
ſowie bei der Hauptkaſſe und bei den Provinzialkaſſen des Inſtituts und an der 
Börſe e 

Meldet ſich vor oder in dem Termine Niemand, ſo werden die Akten mit 
einer Beſcheinigung der Haupt⸗Ritterſchaftsdirektion darüber, daß ſeit dem 
Fälligkeitstermine ein Anſpruch auf die Valuta nicht erhoben worden iſt, dem 
Stadtgericht zu Berlin vorgelegt, welches die angedrohte Präkluſion durch ein 
mittelſt Aushangs an der Gerichtsſtelle zu publizirendes Erkenntniß feſtſetzt. So⸗ 
bald das Erkenntniß rechtskräftig geworden, wird die erfolgte Präkluſion von der 
Haupt⸗Ritterſchaftsdirektion öffentlich bekannt gemacht und die aufgebotene Valuta 
nebſt Zinſen dem Inſtitutsfonds übereignet. 


N 
Die erforderlichen näheren Anordnungen zur Ausführung des entſprechen⸗ 
5 N und Tilgungsverfahrens bleiben der Haupt⸗Ritterſchaftsdirektion 
überlaſſen. 


Redigirt im Büreau des Stagats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(N. v. Decker). 


er Haupt⸗Ritterſchaftsdirektion mit einem Termine 


